
 

Gemeinsame Erklärung  
der Innenminister und -senatoren des Bundes und der Länder  

zur Sicherheitslage im Zusammenhang mit Reisebewegungen in Krisenregionen und den 
Herausforderungen der Flüchtlingspolitik 

 

Der Bundesinnenminister und die Innenminister und -senatoren haben auf ihrem Sonder-
Treffen die Sicherheitslage im Zusammenhang mit Reisebewegungen in Krisenregionen und 
die Herausforderungen der Flüchtlingspolitik beraten.   

 

I. Reisebewegungen in Krisenregionen 

Die Krise im Nahen Osten hat unmittelbare Auswirkungen auf die Sicherheit Deutschlands. 
Mehr als 450 Islamisten sind nach Erkenntnissen der Sicherheitsbehörden inzwischen aus 
Deutschland in Richtung der Krisenregionen in Syrien und den Irak gereist – viele von ihnen, 
um am bewaffneten Kampf teilzunehmen. Mehr als 150 Personen sind inzwischen wieder 
nach Deutschland zurückgekehrt. Auch wenn zu der Mehrzahl der Rückkehrer bisher keine 
Informationen vorliegen, dass sie sich aktiv an Kampfhandlungen beteiligt haben, werden 
mit dem Fortschreiten des Konflikts diese Zahlen weiter ansteigen, auch weil radikalisierte 
Rückkehrer in Deutschland weiteren Nachwuchs für ihren Kampf rekrutieren. 

Das Beispiel des Attentäters aus Frankreich, der im jüdischen Museum in Brüssel insgesamt 
vier Menschen getötet hat, zeigt sehr dramatisch, wie ernst die Gefahr zu nehmen ist, die 
von diesen radikalisierten Rückkehrern ausgehen kann. Dieser Attentäter war vor dem An-
schlag ein Jahr lang in Syrien, um zu kämpfen. Unsere Aufgabe ist es jetzt vor allem, für den 
optimalen Austausch von relevanten Informationen zwischen allen beteiligten Behörden zu 
sorgen. 

Die jüngsten Ausschreitungen bei Demonstrationen im Zusammenhang mit der dramati-
schen Situation in Syrien zeigen auch jenseits der abstrakten terroristischen Bedrohung, dass 
sich dieser Konflikt unmittelbar auf die öffentliche Sicherheit in der Bundesrepublik auswir-
ken kann.  

Gemeinsames Ziel muss es daher auch sein, zumindest diejenigen Rückkehrer, für die Er-
kenntnisse über eine Beteiligung an Kampfhandlungen oder sonstige Unterstützung auslän-
discher krimineller Vereinigungen vorliegen, der deutschen Strafverfolgung zuzuführen. 

Wir sind in engem und regelmäßigem Austausch und haben bereits eine Reihe konkreter 
Maßnahmen ergriffen. Insbesondere im Gemeinsamen Terrorismusabwehrzentrum arbeiten 
die Sicherheitsbehörden aus Bund und Ländern bei der Bekämpfung des islamistischen Ter-
rorismus eng zusammen und leisten gute und erfolgreiche Arbeit. Störungen friedlicher De-
monstrationen werden erkannt und unterbunden. Das durch den Bund ausgesprochene Be-
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tätigungsverbot gegen die Terrorgruppe IS wird durch die Länder konsequent umgesetzt. Wir 
haben über 200 Ermittlungsverfahren gegen terroristische Gruppen und Einzelpersonen ein-
geleitet. Zudem unterbinden wir, wann immer möglich, Ausreisen gewaltbereiter Salafisten. 
Hierbei arbeiten die Sicherheitsbehörden von Bund und Ländern eng und vertrauensvoll zu-
sammen. Soweit möglich, werden bei ausländischen Staatsangehörigen alle aufenthalts-
rechtlichen Sanktionsmöglichkeiten genutzt. 

Die dynamische Entwicklung der Lage erfordert aber darüber hinaus, dass bestehende Maß-
nahmen und Mechanismen maßvoll und klug an die neuen Herausforderungen angepasst 
werden.  

1. Prävention fördern und Radikalisierung frühzeitig entgegenwirken 
Salafistische Kontakte, entsprechende Propaganda sowie Sympathiewerbung für Terror-
gruppen sind zentrale Faktoren für die Radikalisierung junger Menschen. Wir müssen die 
bestehenden rechtlichen Möglichkeiten konsequent nutzen, um dem entgegenzuwirken. 
Dies betrifft etwa Maßnahmen des Ordnungs-, Versammlungs-, Polizei- und Vereinsrechts im 
Zusammenhang mit sog. Benefizveranstaltungen, Spendensammlungen und ähnlichen Akti-
onen, die insbesondere der Radikalisierung und Rekrutierung junger Menschen dienen. Zu 
einem wirkungsvollen und nachhaltigen Ansatz gehören auch Maßnahmen der Prävention 
und Deradikalisierung. Bund und Länder verfolgen bereits gute Ansätze, die fortentwickelt 
und finanziell unterlegt werden sollen.   

2. Ausreisen verhindern und Gefahren im Inland abwehren 
Wenn Erkenntnisse vorliegen, dass jemand die Absicht hat, sich einer Terrorgruppe im Aus-
land anzuschließen und Anschläge zu verüben, müssen alle Instrumente zur Verhinderung 
der Ausreise ausgeschöpft werden. Uns ist klar, dass gleichwohl die Ausreise nicht in allen 
Fällen verhindert werden kann. Wir müssen jedoch das in unseren Kräften Stehende tun, um 
- wo immer möglich - zu verhindern, dass mit Ausreisen Gewalt und Terror verbreitet wer-
den oder nach Wiedereinreise gewaltbereite und kampferprobte Rückkehrer Gefahren nach 
Deutschland bringen. Die beteiligten Behörden der Länder werden den Informationsaus-
tausch mit dem Ziel eines gemeinsamen und koordinierten Vorgehens intensivieren.  

Zur Verhinderung der Ausreise kann deutschen Staatsbürgern der Reisepass entzogen wer-
den. Hingegen ist der Entzug des Personalausweises nach geltender Rechtslage nicht mög-
lich. Der Bund arbeitet unverzüglich an einer tragfähigen Lösung, die z.B. durch das Ausstel-
len eines Ersatzdokuments die Ausreise bzw. die unbemerkte Wiedereinreise unterbinden 
kann. Die Innenminister und -senatoren der Länder stimmen dieser Initiative zu. Kurzfristig 
werden entsprechende Gesetzesinitiativen erfolgen.  

3. Reisebewegungen an Schengenaußengrenzen erkennen und unterbrechen 
Jihadisten missbrauchen im Rahmen von Reisen in Krisenregionen gezielt die offenen Gren-
zen des Schengen-Raumes. Ausschreibungen von ungültigen Dokumenten und relevanter 
Personen im Schengener-Informations-System (SIS) kommt eine wesentliche Bedeutung zu, 
damit Personen im Rahmen der Aus- und Wiedereinreise rechtzeitig erkannt werden kön-
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nen. Die bestehenden Ausschreibungsmöglichkeiten werden durch Bund und Länder bereits 
genutzt. Wir müssen diese jedoch weiterentwickeln, um dem kontrollierenden Polizeibeam-
ten Handlungssicherheit in Bezug auf das Erkennen und gebotene Folgemaßnahmen zu ge-
ben. Wir setzen uns dafür ein, dass das SIS durch die Europäische Kommission bedarfsge-
recht fortentwickelt wird und bei Kontrollen intensiv zum Einsatz kommt.  

4. Vernetztes Vorgehen 
Die Dimension der aktuellen Bedrohung erfordert eine enge Abstimmung auf strategischer 
und operativer Ebene. Bund und Länder arbeiten operativ im Gemeinsamen Terrorismus-
Abwehrzentrum zusammen. Die durch die Innenministerkonferenz eingerichtete Bund-
Länder-Arbeitsgruppe erarbeitet derzeit Vorschläge, in welchen Handlungsfeldern Anpas-
sungen an die Lageentwicklung erforderlich sind. Die im BMI eingerichtete Task Force koor-
diniert und initiiert Maßnahmen auf der Ebene des Bundes. Deutschland nimmt eine aktive 
Rolle in der „Belgischen Gruppe“ ein, um die Zusammenarbeit mit europäischen Partnern 
fortzusetzen. Ebenso bringen wir uns intensiv in die Anstrengungen der Vereinten Nationen 
ein. Zwingend erforderlich ist darüber hinaus der enge Austausch mit den Staaten der be-
troffenen Region, soweit dies im Hinblick auf die menschenrechtliche Situation in diesen 
Staaten vertretbar ist. Bund und Länder werden auch weiterhin auf allen Ebenen - kommu-
nal, länderübergreifend, im europäischen Verbund und international - in engem Austausch 
alle erforderlichen Anstrengungen unternehmen, um ein vernetztes und zielgerichtetes Vor-
gehen sicherzustellen und noch weiter zu verbessern.  

 

II. Herausforderungen der Flüchtlingspolitik  

Wir bekennen uns uneingeschränkt zum Asylrecht als Grundrecht für politisch Verfolgte. Um 
den Herausforderungen drastisch steigender Asyl- und Flüchtlingszahlen gerecht zu werden, 
bedarf es einer gemeinsamen Kraftanstrengung von Bund, Ländern und Kommunen. Der 
Chef des Bundeskanzleramtes sowie die Chefs der Staats- und Senatskanzleien der Länder 
werden hierzu am kommenden Donnerstag beraten. Die Innenminister und -senatoren der 
Länder erwarten vom Bund eine Entlastung der Kosten von Kommunen und Ländern bei der 
Aufnahme von Flüchtlingen, zum Beispiel bei den Kosten der Gesundheitsversorgung.  

Wir haben uns heute auf die folgenden Maßnahmen verständigt:  

1. Beschleunigtes Asylverfahren 

Wir brauchen eine zügige Bearbeitung von Asylanträgen von Flüchtlingen aus den extrem 
unsicheren Herkunftsländern, weil diese grundsätzlich und möglichst schnell ihre Anerken-
nung erhalten sollen. Es bleibt aber gerade in der heutigen Lage auch richtig, dass Menschen 
aus sicheren Herkunftsländern grundsätzlich als nicht verfolgt gelten sollen. Im Rahmen der 
anstehenden Gesetzgebungsvorhaben wird der Bund weitere Lösungen erarbeiten, die auch 
zur Beschleunigung von Asylverfahren beitragen sollen.  
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In diesem Zusammenhang haben sich Bund und Länder darauf verständigt, künftig den Be-
trieb des Systems zur Erstverteilung von Asylbegehrenden auf die Bundesländer (EASY) auch 
am Wochenende zu ermöglichen. 

2. Asylverfahren - Umgang mit der Zunahme unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge 

Bund und Länder stellen fest, dass die Zunahme unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge die 
Jugendämter in den Bundesländern teilweise vor erhebliche Herausforderungen stellt und 
sind deshalb der Auffassung, dass Maßnahmen geprüft werden müssen, um einseitige Belas-
tungen auszugleichen. 

3. Bessere personelle Ausstattung des BAMF 

Der Bund wird mehr Personal für das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge bereitstellen, 
um die Bearbeitung der 145.000 derzeit anhängigen Asylanträge zu beschleunigen. Es muss 
gelingen, dass Flüchtlinge in aller Regel in den zentralen Erstaufnahmeeinrichtungen der 
Länder zumindest einen Asylantrag stellen können, bevor sie auf die Kommunen verteilt 
werden. 

4. Verstärkte Rückführung von illegal Aufhältigen 

Damit wirklich Schutzberechtigte zeitnah ihren Aufenthaltsstatus erhalten können und die 
große Akzeptanz der Bevölkerung bei der Aufnahme von Flüchtlingen nachhaltig erhalten 
bleibt, ist es vorbehaltlich unabweisbarer Härtefälle unabdingbar, bestehende Ausreise-
pflichten konsequent durchzusetzen. Bund und Länder richten für Problemfälle, insbesonde-
re Dublin-Überstellungen, eine Koordinierungsstelle zur Etablierung eines integrierten Rück-
kehrmanagements ein.  

5. Gerechtere Verteilung der Flüchtlinge bzw. Asylbewerber in Europa 

Wir brauchen eine gerechtere Verteilung von Flüchtlingen in Europa. Die Aufnahme von 
Flüchtlingen ist nicht nur eine Aufgabe von wenigen, sondern von allen EU-Mitgliedstaaten. 
Der Bund wird sich bei der EU-Kommission weiterhin nachdrücklich dafür einsetzen, dass die 
Standards bei der Unterbringung und die Standards des Asylverfahrens in den Mitgliedsstaa-
ten eingehalten werden.  

6. Standards für die Flüchtlingsaufnahme  

Zu den Standards einer Flüchtlingsaufnahme gehört der respekt- und würdevolle Umgang 
mit den betroffenen Menschen. Dazu gehört, dass der Einsatz von Sicherheitspersonal nur 
dann in Betracht kommt, wenn die beauftragenden Unternehmen und Kommunen das Per-
sonal einer Sicherheitsüberprüfung unterzogen hat, die regelmäßig wiederholt wird. Soweit 
rechtlicher Ergänzungsbedarf besteht, werden Bund und Länder unverzüglich Gespräche 
dazu aufnehmen. 


